
1 Grundlagen der Notfallabrechnung
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Die Leistungsabrechnung ambulanter Notfallbehandlungen fällt vielen
Krankenhäusern im Alltag schwer. Dies hängt damit zusammen, dass
die Abrechnung eben nicht so erfolgt, wie im »Kerngeschäft« – nämlich
bei den stationären Fallpauschalen (DRG). Neben dem DRG-System
existieren je nach Versichertenstatus unterschiedliche Abrechnungssyste-
me, die jedes für sich besondere Regelungen für Notfälle enthalten. Be-
vor aber Spezialfragen zu sehr in den Mittelpunkt rücken, ist es wichtig,
einen Überblick über einige der wesentlichen Grundsätze der Notfallab-
rechnung zu geben. Es gibt nämlich einige übergeordnete Begriffe und
Themenfelder, die man verallgemeinern kann. Dies betrifft u. a. folgen-
de Fragen:

• Muss jedes Krankenhaus Notfälle behandeln?
• Wie weit reicht diese Verpflichtung?
• Wann muss der Patient wieder in die regelmäßige Versorgung über-

gehen?
• Wie muss die Notfallbehandlung erfolgen?
• Wie grenzt man stationäre und ambulante Notfälle ab?

1.1 Der ambulante Versorgungsauftrag

Jeder, der im Krankenhaus arbeitet, hat schon einmal gehört, dass ein
Krankenhaus nur solche Leistungen erbringen und abrechnen darf, für
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die es einen Versorgungsauftrag hat. Dieser Grundsatz gilt auch für am-
bulante Notfälle.

»Versorgungsauftrag« bedeutet, dass der Staat einem Krankenhaus
eine besondere Erlaubnis, aber auch Verpflichtung auferlegt, für die Ge-
sundheitsversorgung der Bevölkerung tätig zu sein. Der Staat wird die-
sen Auftrag an alle Krankenhäuser erteilen, die er für »systemrelevant«
hält, also für unverzichtbar für die Versorgung. Diese haben dann auch
Anspruch auf Fördermittel.

Reine Privatkliniken haben demgegenüber keinen öffentlichen Auf-
trag zur Versorgung. Wenn aber dort ein Notfallpatient eintrifft, müs-
sen dennoch auch Privatkliniken Hilfe leisten. Dies ergibt sich daraus,
dass jeder verpflichtet ist, bei Unglücksfällen Hilfe zu leisten, soweit er
dazu in der Lage und es ihm zumutbar ist (§ 323c StGB). Eine Verpflich-
tung, eine Notaufnahme zu betreiben oder gar eine bestimmte Personal-
besetzung oder Organisationstruktur sicherzustellen, kann man daraus
aber nicht herleiten.

Bei den sogenannten Plankrankenhäusern ist das anders. Sie sind in
den Krankenhausplan des jeweiligen Bundeslandes aufgenommen wor-
den. Hierdurch hat der Staat – meist ist das Landesgesundheitsminis-
terium dafür zuständig – diese verpflichtet, die Bevölkerung zu versor-
gen. Ein solcher Versorgungsauftrag kann auch noch über zwei andere
Wege erteilt werden: durch Abschluss eines Versorgungsvertrages mit
den Krankenkassen (den der Staat allerdings genehmigen muss) und
durch spezielle Gesetze, wie z. B. das Uniklinik-Gesetz vieler Bundes-
länder.

Umfang des Versorgungsauftrags

Hat das Krankenhaus einen Versorgungsauftrag erhalten, so erstreckt
dieser sich nicht nur auf stationäre Behandlungen, sondern auch auf am-
bulante Notfälle. Einzelheiten regeln die Landeskrankenhausgesetze –
allerdings meist nur in der Theorie. Unglücklicherweise erwähnen die
Krankenhausgesetze der Bundesländer und auch die Krankenhauspläne
die Notfallbehandlung meist nur am Rande und die ambulanten Notfäl-
le eigentlich fast nie. Bislang hat im Übrigen keines der 16 Bundeslän-
der ganz konkret geplant, wie die ambulante Notfallversorgung in sei-
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nem Land aussehen muss. Dennoch lassen sich einige allgemeine Aussa-
gen zusammenfassen.

Wenn ein Krankenhaus in den Krankenhausplan aufgenommen ist,
hat es die Verpflichtung, seinen Versorgungsauftrag in der jeweiligen
Fachrichtung (z. B. Chirurgie, Gynäkologie usw.) zu erfüllen. Es darf
aber keine Behandlungen aus anderen Fachrichtungen durchführen. Die-
se Beschränkung gilt für Notfälle nicht. Soweit es um Notfälle geht, darf
– und muss – das Krankenhaus auch außerhalb seiner eigentlichen Fach-
gebiete behandeln.

Der Versorgungsauftrag für ambulante Notfälle ist aber – wie auch
bei stationären oder elektiven Eingriffen – nicht grenzenlos. Das Kran-
kenhaus muss nur soweit die Versorgung übernehmen, wie es dafür
leistungsfähig ist. Ein Krankenhaus ist nach der Rechtsprechung leis-
tungsfähig, wenn sein Leistungsangebot die Anforderungen erfüllt, die
nach dem Stand der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft an
ein Krankenhaus der betreffenden Art zu stellen sind. Die Versorgungs-
pflicht für ambulante Notfallbehandlungen reicht nur soweit, wie das
Leistungsangebot, das von einem vergleichbaren Haus zu erwarten ist.
Von einem Krankenhaus der Grund- und Regelversorgung ohne Psy-
chiatrie darf man eine ambulante Notfallversorgung von psychisch Er-
krankten erwarten, wie diese üblicherweise mit nicht darauf speziali-
sierten Ärzten in einem vergleichbaren Haus zu leisten ist.

Weiterhin ist der Versorgungsauftrag der Krankenhäuser für die am-
bulanten Notfälle auf den Ort des Krankenhausbetriebs beschränkt. Das
Krankenhaus kann also nur solche Patienten behandeln, die ins Kran-
kenhaus kommen. Es darf aber nicht einfach z. B. Niederlassungen an
anderen Orten errichten oder einen ambulanten Fahrdienst einrichten
– und wohl auch nicht telemedizinische Versorgung durchführen.

1.1 Der ambulante Versorgungsauftrag
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1.2 Umfang und Grenze
der Notfallbehandlung

Immer, wenn ein Versorgungssystem eine Regelbehandlung bestimmt
und die Notaufnahme damit quasi systemwidrig tätig wird, muss defi-
niert werden, was die Notaufnahme tun darf. Der Notfallbegriff spielt
bei der Abrechnung von Behandlungsleistungen der Notaufnahme eine
zentrale Rolle, die meist im Mittelpunkt der Diskussionen steht – und
damit die Fragen des Versorgungsauftrags etwas überdeckt.

Solche Vorgaben einer Regelbehandlung finden sich in der Sozialver-
sicherung (GKV, GUV) und den staatlich finanzierten Versorgungssyste-
men (Sozialhilfe, Asylbewerberversorgung, Bundeswehr u. a). Für ge-
setzlich Krankenversicherte ist z. B. § 76 SGB V zentral. Dort heißt es,
dass gesetzlich Versicherte grundsätzlich zu niedergelassenen Vertrags-
ärzten gehen müssen und »nur in Notfällen« auch andere Ärzte in An-
spruch genommen werden dürfen, nämlich die Krankenhausärzte in
der Notaufnahme. Zu diesem Notfallbegriff nach § 76 SGB V hat das
Bundessozialgericht entschieden, denn er ist die Grundlage der Abrech-
enbarkeit von Leistungen. Vergleichbare Grundsätze gelten auch für die
gesetzliche Unfallversicherung (GUV) oder die Behandlung von bedürf-
tigen Patienten ohne Kostenträger oder auch anerkannte Asylbewerber.
Bei der gesetzlichen Unfallversicherung gilt der Gedanke entsprechend.
Grundsätzlich soll nämlich die Behandlung von Arbeitsunfällen durch
speziell befähigte und zugelassene Ärzte (D-Ärzte) erfolgen. Deshalb
darf auch bei Unfallpatienten die Behandlung in der Notaufnahme das
Maß des »sofort Notwendigen« nicht überschreiten.

Es gibt allerdings auch Abrechnungssysteme, die eine solche Be-
schränkung nicht aufweisen. Die private Krankenversicherung (PKV)
kennt keine Differenzierung in Notfallbehandlung und normale Be-
handlung. Sie erlaubt dem Patienten, den Arzt seiner Wahl aufzusu-
chen. Das kann auch der diensthabende Arzt der Notaufnahme sein. Im
Grundsatz darf damit auch in der »Notfallbehandlung« das gesamte am-
bulante Behandlungsspektrum ausgeschöpft werden.
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1.2.1 Der »echte« Notfall

Was genau ein Notfall ist, wird weiter unten (c Kap. 1.3.1) zu den ein-
zelnen Abrechnungssystemen vertieft. Hierbei gilt aber übergreifend,
dass die Notfallbehandlung nicht nur die »echten« Notfälle betrifft, son-
dern weitergeht.

So liegt bei gesetzlich Krankenversicherten nach der Definition des
Bundessozialgerichts ein »echter« Notfall nur vor, wenn die Behandlung
aus medizinischen Gründen so dringlich ist, dass es bereits an der Zeit
für die Auswahl eines zugelassenen Therapeuten und dessen Behandlung
fehlt (BSG, Urt. v. 08.09.2015 – B 1 KR 14/14 R, SozR 4-2500 § 76 Nr. 6
mit weiteren Nachweisen zur diesbezüglich ständigen Rechtsprechung).
Es muss also eine sofortige ärztliche Behandlung erforderlich sein und
der Patientin bzw. dem Patienten darf die Inanspruchnahme einer Ver-
tragsärztin bzw. einem Vertragsarzt anstelle der Notfallambulanz nicht
zumutbar sein. Dies bejaht das Bundessozialgericht insbesondere dann,
wenn Gefahren für Leib und Leben entstehen oder heftige Schmerzen
unzumutbar lang andauern würden. Nur in diesen Fällen ist auch die
Notfallambulanz des Krankenhauses berechtigt, eine Behandlung zulas-
ten der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) vorzunehmen. Bei die-
ser Notfalldefinition spielt keine Rolle, ob der Patient oder die Patienten
subjektiv geglaubt haben, dass ein Notfall vorgelegen habe.

1.2.2 Notfallbehandlung zur Abklärung
von Notfällen

Nun wäre es nicht sachgerecht, wenn nur solche »echten« Notfälle be-
handelt und abgerechnet werden dürften. Die Feststellung, ob ein Not-
fall vorliegt oder nicht, ist nämlich letztlich nur rückblicked möglich –
nachdem zumindest eine ärztliche Untersuchung bereits stattgefunden
hat. Deshalb muss die Notaufnahme bis zur ärztlichen Untersuchung
auch davon ausgehen, dass ein Notfall zu behandeln ist. Es wäre nicht
nachvollziehbar, wenn die Notaufnahme die Patienten zunächst unter-
suchen muss, um dann erst hinterher zu erfahren, ob diese Untersu-
chung auch abrechenbar ist oder nicht.

1.2 Umfang und Grenze der Notfallbehandlung
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Daher hat das Bundessozialgericht bereits mit Urt. v. 01.02.1995 – 6 RKA
9/94, SozR 3-2500 § 76 Nr. 2 klargestellt:

»Sucht ein Versicherter die Ambulanz des Klinikums auf, weil er subjektiv eine Not-
fallsituation annimmt, so muss zur Klärung, ob eine sofortige Untersuchung und Be-
handlung notwendig ist, ein Arzt hinzugezogen werden, der sich zumindest über die
Beschwerden des Patienten und dessen Zustand unterrichten muss, ehe er eine Ent-
scheidung über das weitere Vorgehen treffen kann. Bereits diese orientierende Befra-
gung und Untersuchung ist eine ärztliche Tätigkeit im Rahmen der Krankenbehand-
lung, die nach allgemeinen Grundsätzen einen Vergütungsanspruch nach sich zieht.«

Damit umfasst der Notfall bei allen Versorgungssystemen mit einem Re-
gel-Ausnahme-Verhältnis zum einen die »echten« Notfälle, zum anderen
aber auch alle Untersuchungs- und Behandlungsleistungen, die notwen-
dig sind, um festzustellen, ob tatsächlich ein Notfall vorliegt oder nicht.

1.2.3 Versorgung bis zur Weiterbehandlung

Für gesetzlich Krankenversicherte geht die Notfallbehandlung sogar
noch ein Stück weiter. Die Sozialgerichte leiten sie aus der »Auffangfunk-
tion« der Notfallbehandlung außerhalb der Zeiten der Regelversorgung
ab, dass dort im Rahmen einer Notfallbehandlung auch unaufschiebbare
Untersuchungen, Behandlungen und Beratungen bis zu den nächsten re-
gulären Sprechzeiten durchgeführt werden – wohlgemerkt bei Patienten,
die keine »echten« Notfälle sind (BSG, Urt. v. 17.09.2008 – B 6 KA 51/07
R, SozR 4-2500 § 75 Nr. 10).

Diese findet aber ihre Grenze bei der Erbringung von Leistungen,
die typischerweise im Rahmen einer kontinuierlichen Patientenbetreu-
ung anfallen. Die Erhebung einer Fremdanamnese stellte nach Auffas-
sung des Bundessozialgerichts (in dem oben zitierten Urteil) eine solche
Leistung dar. Die Durchführung ambulanter Behandlungen sei grund-
sätzlich Aufgabe der zur vertragsärztlichen Versorgung zugelassenen Ärz-
te. Diese Zuordnungsregeln dürften nicht durchbrochen werden. Dies
hat das Bundessozialgericht auch mit Blick auf den Zeitpunkt der Not-
fallbehandlung so entschieden. Während der vertragsärztlichen Sprech-
stundenzeiten sei die Behandlung in Notaufnahmen nachrangig.

Daraus folgt nicht, dass Behandlungen während der Sprechstunden-
zeiten gar nicht mehr zulässig wären. Für »echte« Notfälle gilt dies ohne-
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hin. Für sonstige Behandlungen muss in den Notaufnahmen aber nicht
jedes Mal ermittelt werden, ob und wann ein Vertragsarzt noch erreich-
bar gewesen wäre. Die Leistungen dürfen weiterhin erbracht werden –
allerdings dürfen die Kassenärztlichen Vereinigungen Vergütungsab-
schläge vorsehen, um den Vorrang der Vertragsärzte sicherzustellen und
zu verhindern, dass die Krankenhäuser ein Geschäftsmodell der alterna-
tiven, ambulanten Regelversorgung aufbauen könnten (BSG, Urt. v.
02.07.2014 – B 6 KA 30/13 R, SozR 4-2500 § 76 Nr. 2).

Ob dieser Grundsatz auch außerhalb der GKV Anwendung findet, ist
bisher noch nicht entschieden worden. Es sprechen aber gute Argument
dafür. So wird z. B. auch für die gesetzliche Unfallversicherung nichts
anderes gelten können. Wenn die umfassende und schnelle Versorgung
von Arbeitsunfällen sichergestellt werden soll, muss das im Zweifel auch
die Behandlung bis zum Einsetzen der Regelversorgung durch D-Ärzte
umfassen.

1.3 Behandlungsniveau und Qualität
der Notfallbehandlung

Neben dem Versorgungsauftrag gibt es noch eine weitere Parallele der
Notfallbehandlung zur Krankenhausbehandlung. Wenn die Qualität
der erbrachten Leistung nicht stimmt, dürfen auch ambulante Notfall-
behandlungen, genauso wie stationäre Behandlungen, nicht abgerech-
net werden. Dabei muss man aber zwischen gesetzlich und privat kran-
kenversicherten Patienten unterscheiden.

1.3.1 Qualität der Notfallbehandlung und gestufte
Notfallversorgung

Für gesetzlich Krankenversicherte gilt der Wirtschaftlichkeitsgrundsatz
aus § 12 SGB V. Dort heißt es, dass Versicherte keine Leistungen bean-
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spruchen dürfen, die nicht notwendig oder unwirtschaftlich sind und
weder Leistungserbringer diese erbringen noch Krankenkassen diese be-
zahlen dürfen. Die Qualität kommt hier deshalb ins Spiel, weil das Bun-
dessozialgericht jede qualitativ nicht ausreichende Leistung für unwirt-
schaftlich hält. Was Qualität ist, definiert das SGB V übrigens in § 2.
Danach muss eine Behandlung dem anerkannten Stand der medizini-
schen Erkenntnisse unter Berücksichtigung des medizinischen Fort-
schritts entsprechen, der nach den Stellungnahmen der medizinischen
Fachgesellschaften, namentlich deren Leitlinien und Empfehlungen, zu
konkretisieren ist.

Für privat Krankenversicherte ergibt sich die Behandlungsqualität
nicht aus dem SGB V, sondern aus dem jeweiligen Behandlungsvertrag,
der auch bei der Notfallbehandlung, zumindest mündlich, zustande
kommt. In § 630a BGB heißt es dazu: »Die Behandlung hat nach den
zum Zeitpunkt der Behandlung bestehenden, allgemein anerkannten
fachlichen Standards zu erfolgen …«. Der Bundesgerichtshof hat dazu
ausgeführt, dass im Regelfall auf den jeweiligen Stand naturwissenschaft-
licher Erkenntnis und ärztlicher Erfahrung abzustellen ist, der zur Errei-
chung des Behandlungsziels erforderlich ist und sich in der Erprobung
bewährt hat. Das entspricht dem, was auch in § 2 SGB V steht.

Wichtig ist, dass die Qualität der Notfallbehandlung damit in einem
stetigen Fluss ist. Sie ist nicht starr, sondern hängt von der jeweiligen
Weiterentwicklung der ärztlichen und pflegerischen Erfahrung ab – aber
auch von den Standards der medizinischen Fachgesellschaften. Wenn in
verständlicher Reaktion auf die manchmal unterfinanzierten Notaufnah-
men die Fachgesellschaften höhere Behandlungs- oder Personalbeset-
zungsstandards fordern und diese teils in ihren Positionspapieren vorge-
ben, so darf nicht verkannt werden, dass dies von den Kostenträgern
ggfs. später einmal aufgegriffen werden könnte, um die Abrechnung ein-
zelner Leistungen oder auch ganzer Notaufnahmen nicht mehr zu vergü-
ten.
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1.3.2 Behandlungsniveau der Notfallbehandlung

Aus dem zuvor Gesagten folgt, dass der behandelnde Arzt eines Notfall-
patienten auch in dieser Situation die zu ihrer fachgerechten Bewälti-
gung erforderliche Sorgfalt und Qualität (vgl. BGH, Beschl. v. 16.10.2007
– VI ZR 229/06 –, MedR 2008, 556, 557) einhalten muss. Das Niveau der
Notfallbehandlung ist also nicht abgesenkt. Notaufnahmen müssen dem-
nach so organisiert sein, dass bei der Behandlung von Patienten auf ärzt-
licher Seite der Facharztstandard und auf Seite der nichtärztlichen Kräfte
der Pflegestandard bzw. der Fachpflegestandard sichergestellt ist, der auf
dem Gebiet der Notfallpflege als allgemein anerkannter Stand pflegewis-
senschaftlicher, medizinischer und weiterer bezugswissenschaftlicher Er-
kenntnisse gilt.

Von einer Pflegekraft bzw. Fachpflegekraft in der Notaufnahme wird
man erwarten müssen, dass die aktuellen medizinischen und pflegewis-
senschaftlichen Erkenntnisse auf dem Gebiet der Notfallpflege berück-
sichtigt werden.

Nicht jede in der Notaufnahme eingesetzte Kraft muss die Weiterbil-
dung Notfallpflege absolviert haben. Aber in der arbeitsteiligen Ausfüh-
rung der Tätigkeiten in der medizinischen Einheit Notaufnahme muss
dieser Sorgfaltsmaßstab eingehalten werden – und wer aufgrund seines
Ausbildungsstandes dies nicht selbst gewährleisten kann, muss entspre-
chend mit geeigneten Aufgaben betraut und ansonsten gut ausgewählt,
angeleitet und überwacht werden.

1.4 Ambulante und stationäre Notfälle

Für die Abrechnung ist es bei fast allen Patientengruppen sehr wichtig,
ob ein Fall als ambulanter oder stationärer Notfall abzurechnen ist. So
erfolgt z. B. bei der GKV und PKV die Abrechnung der stationären
Leistung nach dem DRG-Fallpauschalenkatalog gegenüber den Kran-
kenkassen bzw. -versicherungen direkt, während die ambulanten Leis-
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tungen nach Gebührentabellen (EBM-Ä, UV-GOÄ, GOÄ) abzurechnen
sind.

Nun gibt es zwei Fallgestaltungen, bei denen die Abgrenzung nicht
ganz so einfach ist. Rechtsprechung ist bisher dazu nur bei den gesetz-
lich Krankenversicherten ergangen. Es spricht jedoch wegen der identi-
schen stationären Abrechnung über Fallpauschalen einiges dafür, diese
auf die anderen Bereiche zu übertragen:

• Fall 1: Wenn ein Patient zwar stationär aufgenommen wird, aber die
Behandlung schon am ersten Tage wieder endet, könnte dies eine
ambulante Behandlung sein.

• Fall 2: Umgekehrt ist die Frage, ob eine Notaufnahme noch eine am-
bulante Vergütung verlangen kann, wenn dort der Patient nach Erst-
versorgung stationär in das Krankenhaus aufgenommen wird.

Zum Fall 1 hat das Bundessozialgericht (Urt. v. 19.09.2013 – B 3 KR 34/
12 R –, SozR 4-2500 § 39 Nr. 20) ausgeführt, dass es hier nicht auf die
Aufenthaltsdauer im Krankenhaus ankommt. Entscheidend sei vielmehr,
ob bei stationärer Aufnahme beim aufnehmenden Arzt die Vorstellung
bestand, dass die Behandlung länger als 24 Stunden dauern solle. In dem
zu beurteilenden Fall sollte ein Patient für mehrere Tage stationär be-
handelt werden, verließ aber auf eigenen Wunsch schon nach wenigen
Stunden das Krankenhaus.

Bei Fall 2 hat die Rechtsprechung ebenfalls eine stationäre Behand-
lung angenommen – die allerdings in diesem Fall auch die Leistungen
der Notaufnahme umfasst. Der Patient ist damit von Anfang an ein sta-
tionärer Notfall. Die stationäre DRG umfasst damit die gesamte Behand-
lungsleistung im Krankenhaus, einschließlich der ambulanten Leistun-
gen.

Die Entscheidung des Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG
Berlin-Brandenburg, Urt. v. 23.03.2018 – L 24 KA 25/17, MedR 2019,
249–253) ist zur Vertiefung dieser Thematik als Lektüre zu empfehlen,
die das Bundessozialgericht im Revisionsverfahren bestätigt hat (BSG,
Urt. v. 11.09.2019 – B 6 KA 6/18 R –, SozR 4-2500 § 76 Nr. 5).
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